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Kleine Anfrage 8440 
 
des Abgeordneten Thomas Nückel   FDP 
 
 
Wird das Informationsfreiheitsgesetz in Nordrhein-Westfalen als wertvoll eingeschätzt 
oder ist es der Landesregierung lästig? 
 
 
Unter Punkt 32 des „Programms für Aufschwung und Beschäftigung“ soll auch das 
Informationsfreiheitsgesetz (IFG) reformiert werden.1 
 
Dieses Vorhaben der Bundesregierung, das IFG zu reduzieren, birgt Gefahren und beschädigt 
die Informationsfreiheit, die eine tragende Säule der Pressefreiheit in Deutschland ist. 
 
Mit dem IFG besteht seit 2006 für jede Bürgerin und jeden Bürger sowie für Journalistinnen 
und Journalisten die Möglichkeit, Einblick in staatliches Handeln zu erhalten und dieses 
nachzuvollziehen. Gerade Medien nutzen diese Regelungen regelmäßig, um Missstände 
aufzudecken, Verwaltungsentscheidungen transparent zu machen und staatliches Handeln 
kritisch zu begleiten. 
Dieses Prinzip soll nun umgekehrt werden: Der allgemeine Informationsanspruch soll 
entfallen. Zugang zu behördlichen Informationen soll künftig nur noch erhalten, wer im 
Einzelfall ein „berechtigtes Interesse“ belegen kann, ohne nähere Erläuterung. Mehrere der 
vom Koalitionsausschuss angekündigten Änderungen, wie zum Beispiel die Beschränkung der 
Auskunftsrechte auf natürliche Personen, reichen so weit, dass sie die seit fast zwanzig Jahren 
geltende Informationsfreiheit in ihrem Kern infrage stellen. Organisationen, Vereine oder 
Stiftungen wären demnach nicht mehr antragsberechtigt, ebenso Medienunternehmen. 
 
Auch Bettina Gayk, die Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-
Westfalen, lehnt diese Pläne der Bundesregierung ab und betitelt sie als einer modernen 
Demokratie unwürdig. 2 
 
Wenn der Informationszugang so deutlich erschwert wird, geschieht ein vermeintlicher 
Bürokratieabbau zu Lasten von wesentlichen Kontrollmöglichkeiten der Presse. Auch 
investigativer Journalismus wird behindert. Dabei gilt es vielmehr, die erforderliche 
Weiterentwicklung des Gesetzes so vorzunehmen, dass Transparenz, demokratische 
Kontrolle und Verwaltungspraktikabilität gewährleistet bleiben. 
 
 

 
1 Bundesregierung: Ergebnisse des Koalitionsausschusses: Ein Programm für Aufschwung und Beschäftigung, 02.07.2026, 

abgerufen unter: https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975228/2445592/b2d92763d7006427377e3d0df4102c57/2026-
07-02-koaausschuss-data.pdf?download=1 (letzter Zugriff: 17.07.2026)  
2 LDI NRW: Informationsfreiheitsbeauftragte kritisieren Pläne der Bundesregierung zum Kahlschlag in der Informationsfreiheit, 
06.07.2026, abgerufen unter: https://www.ldi.nrw.de/Kritik%20%C3%84nderung%20IFG (letzter Zugriff: 17.07.2026)  
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Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung Punkt 32 des Programms für Aufschwung und 

Beschäftigung der Bundesregierung? 
 
2. Welche Auswirkungen auf den Medienstandort Nordrhein-Westfalen erwartet die 

Landesregierung? 
 
3. Welche Folgen sieht die Landesregierung für die Transparenz staatlichen Handelns und 

das Vertrauen in staatliche Institutionen? 
 
4. Wie viele Anfragen mit Bezug auf das IFG sind in den letzten 24 Monaten bei der 

Landesregierung eingegangen? 
 
 
 
Thomas Nückel 
 


